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jürg meier

Die Liste ist imposant: Die 
Nichtregierungsorganisa-
tion Tax Justice Network 

zählt in einer Untersuchung fast 70 
weltweite Steueroasen auf. Was die 
Gegner des Schweizer Bankge-
heimnisses freut: Die Schweiz er-
hält wegen fehlender Transparenz 
schlechte Noten und schafft es auf 
den dritten Platz der weltgrössten 
verschwiegenen Finanzplätze. Was 
die Gegner des Schweizer Bankge-
heimnisses hingegen ärgern dürf-
te: Sie stehen selber prominent auf 
der Liste. 

USA als grösste Sünderin
Auf Platz eins der Steuerpara-

diese stehen die USA mit ihrem 
Briefkastenfirmen-Eldorado Dela-
ware. Vier weitere Länder in den 
Top Ten gehören der EU an; auf 
Platz 12 folgt zudem Österreich, 
auf Platz 15 Holland und auf Platz 
17 Portugal (mit Madeira). 

«Es gibt ein klares Muster», be-
stätigt John Christensen, der Di-
rektor des Tax Justice Network. 
«Die Mehrheit der genannten Ju-
risdiktionen sind mit OECD-Län-
dern verbandelt.» Die OECD sel-
ber sieht sich als Anführerin im 
Kampf gegen Steuerflucht, ihr ge-
hören 30 fast ausschliesslich rei-
che Länder an. Nun zeigt sich er-
neut , dass  viele dieser Länder sel-
ber Steueroasen sind oder dass sie 
zumindest über mit ihnen verban-
delte Territorien verfügen, die die-
ser Definition entsprechen.

Laut Christensen lassen sich 
die Offshore-Finanzplätze auf drei 
Pole reduzieren. Der grösste Pol ist 
die «British Connection»: Fast die 
Hälfte der Jurisdiktionen sind klei-
ne Inseln, die einst mit dem bri-
tischen Empire verbunden waren. 
Das ist kein Zufall, wie Christensen 
erklärt: «Das britische common 
law enthält viele der Anonymitäts-
Mechanismen, von denen diese 
Orte leben.» Dazu zählen Trusts, 
Offshore-Firmen oder die Mög-
lichkeit, sich an einem Ort zu regis-
trieren, aber anderswo operativ tä-
tig zu sein.

Zweiter Schwerpunkt ist Nord-
amerika, nicht nur Delaware, son-
dern auch Wyoming, Nevada so-
wie US-amerikanische Dependen-
cies wie die Marshall-Inseln oder 
die amerikanischen Jungfernin-
seln. Dritter Pol ist schliesslich Eu-
ropa, inklusive Ländern wie Andor-
ra und Monaco.

Die Rangliste kam zustande, in-
dem die Organisation die Ver-
schwiegenheit eines Finanzplatzes 
anhand von zwölf Faktoren defi-
nierte; dies ergibt einen «Undurch-
sichtigkeits-Faktor», der mit der 
Menge der Geldströme multipliziert 
wurde, die durch ein Land oder ein 
Gebiet fliessen. Die Organisation 
Tax Justice Network selber benutzt 
den Begriff Steueroase nicht mehr, 
denn es seien nicht in erster Linie 
die tiefen oder fehlenden Steuern, 
die Unternehmen anzögen. Ent-
scheidend seien vielmehr die Ge-
heimhaltung oder Verschleierung 
der wirtschaftlich Berechtigten an 
Firmen oder Bankkonten. 

Christensens Haltung zu all den  
Jurisdiktionen auf seiner Liste ist 
klar. Sie seien alles andere als 
harmlos. So gehe es bei ihnen nicht 
darum, dass sie den global agie-
renden Firmen die Möglichkeit 
böten, sich im viel zu kompli-
zierten internationalen Steuersys
tem zu behaupten; das sei gar nicht 
nötig, denn unterdessen gebe es 
zwischen fast allen relevanten 
Ländern Doppelbesteuerungsab-
kommen. Laut Christensen nutzen 
internationale Grosskonzerne sol-
che Gebiete vielmehr dazu aus, um 

möglichst nirgends mehr Steuern 
bezahlen zu müssen. Dazu komme, 
dass solche verschwiegene Juris-
diktionen Umgebungen böten, in 
denen die Kriminalität spriesse. 
Christensen muss es wissen: Er ar-
beitete selber eineinhalb Jahre 
lang undercover für eine Buch
prüfungsfirma auf der  Steueroase 
Jersey.

Zu den geheimniskrämerischen 
Jurisdiktionen gehört wegen  
des Bankgeheimnisses auch die 
Schweiz. Der Bankenplatz Schweiz 
könne das Bankgeheimnis zwar für 
Schweizer Bürger behalten, sagt 
Christensen, dürfe es aber nicht 
mehr auf Ausländer anwenden. 
Doch er sagt auch: «In der Schweiz 
findet eine fantastische Debatte 
um das ganze Thema Steuerflucht 
statt. Ich wünschte mir, es gäbe in 
den USA oder in Grossbritannien 
eine ähnliche Diskussion».

Der Kampf geht weiter
Christensen bleibt für den 

Kampf gegen Steueroasen den-
noch optimistisch: Die EU habe ih-
ren Blick bereits auf das Thema an-
onyme Gesellschaften und Trusts 
gerichtet. Und auch die OECD be-
wege sich hin zum automatischen 
Informationsaustausch. Vor allem 
aber habe sich die öffentliche Mei-
nung geändert: Globalisierung oh-
ne Transparenz werde inzwischen 
weltweit als ein Widersinn angese-
hen. «Aus diesem Grund wird auch 
das Bankgeheimnis innerhalb der 
nächsten Dekade weltweit fallen», 
so Christensen.

Das Schattenreich von EU und USA
Offshore-zentren In einer neuen Untersuchung definiert eine Nichtregierungsorganisation fast 
70 Steueroasen. Die Schweiz ist prominent vertreten – aber nicht so prominent wie die EU und die USA.
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Die Grafik zeigt die 70 von der Organisation Tax Justice Network definierten, verschwiegenen Finanzplätze. Stand der Karte ist Anfang 2009. Bei der letzten Untersuchung 2005 waren es noch ein gutes Dutzend mehr.
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Der schwierige Abschied
von schwarzem Geld
Integrität des Finanzplatzes In 
der im Dezember vergangenen 
Jahres verabschiedeten und ver-
gangene Woche bekräftigten Fi-
nanzmarktstrategie hat die Inte-
grität des Finanzplatzes Schweiz 
jetzt für den Bundesrat die höchste 
Priorität, gefolgt von den Zielen 
Stabilität, Marktzutritt und Wett-
bewerbsfähigkeit. Bei der Präsen-
tation der Strategie bekräftigte  
Finanzminister Hans-Rudolf Merz, 
dass der Bundesrat keine unver-
steuerten Gelder in der Schweiz 
wolle. Wie er das zu verhindern  

gedenke, liess Bundesrat Merz al-
lerdings offen.

Neue Amtshilfepolitik Das Eidge-
nössische Finanzdepartement 
hat den Auftrag, die neue 
Amtshilfepolitik konsequent 
und rasch umzusetzen. 
Die Schweiz bietet seit 
dem März 2009 in Steu-
erfragen internationa-
le Amtshilfe nach 
OECD-Standard an 
und unterscheidet 

bei entsprechenden Gesuchen ge-
genüber dem Ausland nicht mehr 
zwischen Steuerbetrug und Steu-

erhinterziehung. 

Doppelbesteuerung Die 
Schweiz hat inzwischen mit 

18 Staaten Doppelbe-
steuerungsabkommen 
(DBA) nach OECD-
Standard ausgehan-
delt. Der Ständerat 
behandelt in der 
laufenden Früh-
jahrssession die ers

ten fünf DBA. Um-
stritten ist, ob sie  

einen Zusatz bekommen, wonach 
Amtshilfe nicht geleistet wird, 
wenn das Gesuch aufgrund von  
gestohlenen Daten erfolgt.

Bilaterale Verhandlungen In 
der Frage, wie man die ge-
schätzten 800 Mrd Fr. 
Schwarzgeld auf Schwei-
zer Konten legalisieren 
könnte, setzt der Finanz-
minister weiter auf eine 
sogenannte Abgeltungs-
steuer. Diese müsste mit 

den einzelnen Ländern bilateral 
ausgehandelt werden.

International verstärkt Am 
1. März hat das Staatsse-
kretariat für internatio
nale Finanzfragen (SIF) im 
Eidgenössischen Finanz-

departement seine  
Arbeit aufgenommen. 
Es wird von Staats
sekretär Michael Am-
bühl geleitet. Das 
SIF dient der Stär-
kung der internatio
nalen Stellung der 
Schweiz im Finanz- 

und Steuerbereich. Hauptaufgabe 
des SIF wird zunächst die Umset-
zung der neuen Finanzmarktstra-
tegie sein. Es ist verantwortlich für 
die Koordination und die strate-
gische Führung in internationalen 
Finanz-, Steuer- und Währungsan-
gelegenheiten und vertritt die In-
teressen der Schweiz gegenüber 
dem Ausland. Zu den Aufgaben des 
Staatssekretariats gehören zudem 
die Erarbeitung von Grundlagen 
für Finanzmarktpolitik und  
-regulierung sowie die Beteiligung 
an den internationalen Bemü-
hungen zur Bekämpfung der  
Finanzkriminalität.

Finanzminister  
Hans-Rudolf Merz.

Keystone/Peter Schneider

«Innerhalb der  
nächsten Dekade wird 

das Bankgeheimnis 
weltweit fallen.»

John Christensen
Direktor Tax Justice Network
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Niederlande
Andorra
Belgien
*Österreich
City of London (GB)
Zypern
Gibraltar

Guernsey
Ungarn
*Litauen
Irland (Dublin)
Schweiz
Isle of Man
Jersey

Liechtenstein
Luxemburg
Madeira (Portugal)
Malta
Monaco

Nicht mehr verzeichnet: 
Alderney, Campione d'Italia, 
Frankfurt, Irland, Island, 
Marianen-Inseln, Melilla, 
New York, Niue, São Tomé
und Principé, Sark, Somalia,
Südafrika, Triest, Türk. Rep. 
Nordzypern, Tonga
*= neu auf der Liste

Offshore-Zentren
nach Regionen

Anguilla
Antigua und Barbuda
Aruba
Bahamas
Barbados
Belize
Bermuda
Britische Jungferninseln
Cayman-Inseln
Costa Rica
Dominica
Grenada
Montserrat
Niederländische Antillen
*Delaware (USA)
Panama
St. Lucia
St. Kitts und Nevis
St. Vincent und die
Grenadinen
Turks- und Caicos-Inseln
Uruguay
Amerikanische
Jungferninseln

Liberia
Mauritius
Seychellen

Bahrain
Dubai (UAE)
Hongkong
Labuan
Libanon
Macao
Singapur
Tel Aviv (Israel)
*Philippinen
*Brunei

Cook-Inseln
Malediven
Marshall-Inseln
Nauru
Samoa
Vanatau

AFRIKA

INDISCHER UND
PAZIFISCHER OZEAN

NAHOST/ASIEN

EUROPA

AMERIKA UND KARIBIK

USA (Delaware)
Luxemburg
Schweiz
Cayman Islands
United Kingdom (City of London)
Irland
Bermudas
Singapur
Belgien
Hongkong

DIE GRÖSSTEN ZENTREN

Karibik

Kanalinseln

deklaration Vom Fiskus 
aufgescheucht, drängen  
die Steuerflüchtlinge zurück 
in die Legalität. Auch die 
Banken melden sich jetzt  
bei den Steuerberatern. 

samuel gerber

Die Gerüchte um die CDs mit ge-
stohlenen Bankkundendaten ha-
ben ihre Wirkung nicht verfehlt. En 
masse melden sich deutsche Steu-
erflüchtlinge bei den Behörden. 
Allein im Land Baden-Württem-
berg ennet der Schweizer Grenze 
gingen zwischen dem 5. und 18. 
Februar 722 Selbstanzeigen ein im 
Zusammenhang mit Kapitalanla-
gen in der Schweiz. 

«Echte Gefahr für die Branche»
Viele Bankkunden überlegen 

sich jetzt den Schritt in die Legali-
tät – bei den auf die «Steuertrans-
formation» spezialisierten Rechts-
beratern herrscht deshalb Hoch-
betrieb. «Seit dem Fall Zumwinkel 
2008 hat die Anzahl unserer Man-
date in der Sache um rund 400% 
zugenommen», sagt Michael Seidl, 
Verwaltungsrat bei der deutschen 
Money Service Group. 

Längst melden sich nicht nur 
Private, sondern auch Schweizer 
Finanzdienstleister zur Beratung 
an. «Diese laufen Gefahr, wegen 
Beihilfe angeklagt zu werden, 
wenn sie ihren Kunden bei der De-
klarierung helfen.» Deshalb lagern 
sie die «Hilfe» nun an Dritte aus. 
Die Zeit drängt: Die OECD plant 
nämlich eine neue Richtlinie, die 

Steuerhinterziehung direkt mit 
Geldwäscherei in Verbindung 
bringt – «eine echte Gefahr für die 
Bankbranche», sagt Seidl. Unter-
lässt es nämlich ein Kundenbera-
ter, nichtdeklariertes Geld bei den 
Stellen für Geldwäschereibekämp-
fung zu melden, würde er sich 
künftig strafbar machen.

Der Strafe möglichst entgehen 
möchten auch die heutigen Steuer-
flüchtlinge, doch so einfach ist das 
nicht. Am meisten Rechtssicher-
heit biete die Selbstanzeige, sagt 
Seidl, besonders bei einem hinter-
zogenen Steuerbetrag über 500000 
Euro, bei dem Steuerhinterziehung 
mit Gefängnis bestraft werden 
kann. Wer sich selber anzeigt, ent-
geht dem Gefängnis, zahlt aber die 
gesamte Steuerschuld plus Zinsen 
nach. Weil aber bei nicht dekla-
rierten Einkommen oft auch Sozi-
alabgaben hinterzogen wurden, 
sind die reuigen Steuersünder auch 
nach der Anzeige nicht zwingend 
vor Strafverfolgung sicher. Bei Ver-
mögen unter 500 000 Euro bietet 
sich die Möglichkeit, die Mittel in 
einen speziellen Fonds einzubrin-
gen, auf den dann Steuern entrich-
tet werden. Dies löst aber nur die 
künftigen Probleme und nicht die 
der Vergangenheit. 

Keine Lösung sieht Seidl dage-
gen im Einbringen von nichtdekla-
rierten Vermögen in Versiche-
rungs-«Wrapper» – ein Trend, an 
dem Schweizer Versicherer wie 
Bâloise und Swiss Life gut verdie-
nen. «Die Behörden werden hier 
künftig garantiert die Schrauben 
anziehen, wenn sie sehen, wie viel 
Steuern ihnen entgehen», warnt 
Seidl.

Der sicherste Fluchtweg 
ist die Selbstanzeige

Michael Ambühl, Leiter 
des SIF (siehe rechts).

Keystone/Gaetan BallY


